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P r e s s e m i t t e i l u n g 
 

DKG zur Ankündigung der Bundesgesundheitsministerin 
 

Starkes Signal für die Krankenhäuser 
 

Berlin, 12. Juni 2025 – Zur Ankündigung der Bundesgesundheitsministerin Nina 

Warken die Krankenhäuser mit vier Milliarden Euro Soforthilfen unterstützen zu 

wollen, erklärt Dr. Gerald Gaß, Vorstandsvorsitzender der Deutschen 

Krankenhausgesellschaft (DKG): 

„Dies ist ein starkes und wichtiges Signal. Die vier Milliarden Euro tragen dazu 

bei, die akuteste wirtschaftliche Not vieler Kliniken zu lindern und ihnen die 

notwendige Luft zum Atmen zu verschaffen. Nur so besteht überhaupt die 

Chance, dass die Kliniken die geplante Krankenhausreform erleben und 

langfristig die Versorgung der Bevölkerung sicherstellen." 

Dr. Gaß betont, dass die Kliniken durch den ausbleibenden Inflationsausgleich 

der vergangenen Jahre in eine existenzielle Krise geraten seien: „Die 

wirtschaftliche Lage vieler – insbesondere kleinerer – Krankenhäuser ist 

katastrophal. Ohne die nun beschlossene Finanzspritze hätte sich der kalte 

Strukturwandel und die Insolvenzwelle ungebremst fortgesetzt. Das hätte 

dramatische Folgen für die flächendeckende Versorgung gehabt." 

Gleichzeitig mahnt der DKG-Vorstandsvorsitzende an, dass die vier Milliarden 

Euro zur Verbesserung der Erlöslage nur ein erster Schritt sein können: „Es ist 

unbedingt notwendig, dass die Krankenhäuser auch in die Lage versetzt werden, 

den bürokratischen Aufwand bei der Patientenversorgung auf das notwendige 

Maß zu begrenzen. Aktuell müssen die Kliniken unendlich viele kleinteilige 

kostenintensive Vorgaben erfüllen, deren Nutzen für die Patientinnen und 

Patienten niemals belegt wurde.  Die Bundesregierung muss jetzt zügig für echte 

Deregulierung und Entbürokratisierung sorgen. Weniger kleinteilige 

Personalvorgaben, weniger Verwaltungsaufwand und mehr 

Gestaltungsspielraum für die Verantwortlichen in den Kliniken bedeutet mehr 

Effizienz und Ressourcen für die Versorgung und ist damit eine der wirksamsten 

Maßnahmen zur wirtschaftlichen Stabilisierung der Kliniken." 
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Die Pressemitteilung wurde am 20. Juni aktualisiert. In der ursprünglichen 

Version war von einem Beschluss der GMK die Rede, dies war unzutreffend. 

 

Die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) ist der Dachverband der Krankenhausträger in Deutschland. Sie 

vertritt die Interessen der 28 Mitglieder – 16 Landesverbände und 12 Spitzenverbände – in der Bundes- und 

EU-Politik und nimmt ihr gesetzlich übertragene Aufgaben wahr. Die 1.874 Krankenhäuser versorgen jährlich 

17 Millionen stationäre Patienten  und rund 23 Millionen ambulante Behandlungsfälle mit 1,4 Millionen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern (2023). Bei 141 Milliarden Euro Jahresumsatz in deutschen 

Krankenhäusern handelt die DKG für einen maßgeblichen Wirtschaftsfaktor im Gesundheitswesen. 

 

 


